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zur Frage, ob es sich bei BaföG um zweckbestimmtes Einkommen handelt, zur Auslegung des 

Begriffs "Werbungskosten" und zur Frage, ob besondere Ausbildungskosten als solche 

abgesetzt werden können: 

BaföG dient nicht einem "anderen Zweck" i.S.d. § 11 Abs. 3 Nr. 1 Buchstabe a . Auch wenn 

Ausbildungsförderung für den Lebensunterhalt und die Ausbildung geleistet wird, so enthält 

das BAföG gleichwohl keine Aufschlüsselung des Bedarfs in einen Teil für den 

Lebensunterhalt und einen Teil für die Ausbildung. Der Bedarf nach dem BaföG ist die 

Gesamtheit der geldlichen Mittel, die ein Auszubildender für seinen Lebensunterhalt und zum 

Bestreiten der typischen Kosten der Ausbildung benötigt. BaföG dient wie die Leistungen 

nach dem SGB II der Sicherung des Lebensunterhaltes und daneben der Ausbildung. Die 

Verfolgung eines weiteren Zweckes führt nicht bereits dazu, dass die individuelle 

Ausbildungsförderung als eine Leistung anzusehen ist, die einem anderen Zweck als die 

Leistungen nach dem SGB II dient. Eine Leistung verfolgt erst dann einen anderen Zweck, 

wenn bei mehreren Zwecken einer Leistung der Zweck, der der Leistung das Gepräge gibt 

und als vorherrschender, überwiegender Zweck anzusehen ist, mit dem Zweck einer Leistung 

nach dem SGB II nicht übereinstimmt. Ausgehend von den typischen Kosten des Unterhaltes 

und der Ausbildung an einer staatlichen Ausbildungsstätte wird der Anteil der Kosten für den 

Unterhalt größer sein als der für die Ausbildung. 

Dem Umstand, dass mit BAföG nicht nur Leistungen für den Unterhalt, sondern auch für die 

Ausbildung erbracht werden, wird ausreichend Rechnung getragen, wenn von der 

Ausbildungsförderung 20 % als Anteil für die Kosten der Ausbildung abgezogen werden und 

dieser Teil nicht als Einkommen berücksichtigt wird. 

Die in § 11 genannten Aufwendungen werden vielfach vereinfachend mit Werbungskosten 

bezeichnet. Jedoch hat der Gesetzgeber den aus dem Steuerrecht stammenden Begriff in § 

11 Abs. 2 Nr. 5 nicht übernommen hat, so dass keine Identität zwischen mit der Erzielung des 

Einkommens verbundenen notwendigen Ausgaben im Sinne von § 11 Abs. 2 Nr. 5 und 

Werbungskosten im Sinne des § 9 Abs. 1 Satz 1 EStG besteht. Die dazu von der 

Rechtsprechung entwickelten Grundsätze können nur insoweit herangezogen werden, als 

nicht der Zweck der Leistungen nach dem SGB II Differenzierungen gebietet. Absetzbar sind 

nur solche Aufwendungen mit Werbungskostencharakter, die durch die Einkommenserzielung 

- beispielsweise beruflich - bedingt sind. Dies ist der Fall bei Aufwendungen, die nicht zugleich 

der privaten Lebensführung dienen. 

Anders als im Einkommensteuerrecht ist die Absetzbarkeit von mit der Erzielung des 

Einkommens verbundenen Ausgaben zusätzlich von deren Notwendigkeit abhängig. 

Entscheidend dafür ist, ob die Aufwendungen einen Nutzen für das Einkommen des 

Aufwendenden erwarten lassen. So können Aufwendungen für Arbeitsmittel mit der Erzielung 

von Einkommen verbundene notwendige Ausgaben darstellen. Ob Ausbildungskosten für 

einen künftig auszuübenden Beruf Kosten der Lebensführung oder als notwendige Ausgaben 

im Sinn des § 11 Abs. 2 Nr. 5 anzusehen sind, ist streitig. Vorab entstandene 

Werbungskosten können nach der Rechtsprechung des BFH auch bei einer erstmaligen 

Berufsausbildung anzuerkennen sein. Maßgebend ist, dass die Aufwendungen beruflich 

veranlasst sind. Sie müssen in einem hinreichend konkreten, objektiv feststellbaren 

Zusammenhang mit künftigen steuerbaren Einnahmen aus der angestrebten beruflichen 



Tätigkeit stehen. So sind Kosten für den Besuch allgemein bildender Schulen nach der 

Rechtsprechung des BFH keine vorab entstandenen Werbungskosten, da der erforderliche 

Veranlassungszusammenhang nur angenommen werden kann, wenn die Ausbildung konkret 

und berufsbezogen auf eine Berufstätigkeit vorbereitet, was bei dem Besuch einer allgemein 

bildenden Schule beispielsweise einer Fachoberschule typischerweise nicht der Fall ist. 

Dagegen können vorab entstandene Werbungskosten bei einem im Anschluss an das Abitur 

durchgeführten Hochschulstudium anzuerkennen sein, wenn der erforderliche 

Veranlassungszusammenhang besteht. 

Ob jedoch die Kosten einer Ausbildung, selbst wenn sie als vorab entstandene 

Werbungskosten steuerlich anzuerkennen wären, als mit der Erzielung der hier als 

Einkommen zu sehenden Leistung nach dem BAföG notwendig verbundene Ausgaben 

anzusehen sind, ist zweifelhaft und wird im Hauptsacheverfahren zu klären sein. Bedenken 

bestehen insoweit, als Studierende an Hochschulen, die Studiengebühren entrichten müssen, 

diese Kosten nicht durch höhere Ausbildungsförderung nach dem BAföG erstattet erhalten. 

Staatliche Leistungen werden insoweit weder nach dem BAföG noch nach dem SGB II 

gewährt, eine Finanzierung durch Kredit den Studenten in diesen Fällen zugemutet. 

Ferner ergibt sich ein Wertungswiderspruch zu den Zwecken des arbeitsmarktbezogenen 

Leistungssystems des SGB II: Einem ASt wäre im Ergebnis erlaubt, seine besonderen dem 

Ausbildungsinteresse geschuldeten Bedarfe indirekt über eine weitere Einkommensabsetzung 

zu decken. Dem steht der Rechtsgedanke von § 3 Abs. 3 entgegen.


